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& SACHVERHALT

Die Bundesregierung macht sich wegen einer zunehmend demokratiefeindlichen Stimmung
in der Bevölkerung Sorgen. Sie meint, dass Extremisten von links und rechts sowie religiöse
Extremisten eine Abkehr von der Demokratie und eine Hinwendung zu autoritären Lösun-
gen propagierten. Durch moderne Kommunikationsmittel (Webseiten, YouTube- und Tik-
Tok-Videos, Podcasts und Chats) fänden solche Ideen weite Verbreitung und insbesondere
bei jungen Menschen viele Anhänger. Dem will die Bundesregierung entgegentreten und
entwirft ein Gesetz, welches die folgenden zentralen Regelungen enthält.

§ 1 Zweck des Gesetzes

(1) Dieses Gesetz dient der Förderung und Stärkung des gesellschaftlichen Zusammenhalts und des
zivilgesellschaftlichen Engagements im gesamten Bundesgebiet zur Wahrung der Normen und Werte
des Grundgesetzes und zur Erhaltung der freiheitlichen demokratischen Grundordnung der Bundes-
republik Deutschland.

(2) Der Bund ergreift hierzu eigene und fördert zivilgesellschaftliche Maßnahmen mit gesamtstaatlicher
Bedeutung zur Erhaltung und Stärkung der Demokratie, zur politischen Bildung, zur Prävention jeglicher
Form von Extremismus und gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit sowie zur Gestaltung von gesell-
schaftlicher Vielfalt und Teilhabe.

…

§ 4 Förderung von Maßnahmen Dritter

(1) Der Bund fördert Maßnahmen Dritter nach diesem Gesetz, sofern sie von überregionaler Bedeutung
sind und ein erhebliches Bundesinteresse besteht. Nach Satz 1 können auch über einen längeren
Zeitraum angelegte Maßnahmen gefördert werden.

(2) Ein Rechtsanspruch auf Förderung wird durch dieses Gesetz nicht begründet. Die jeweils zuständige
Bewilligungsbehörde entscheidet aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der verfügbaren
Haushaltsmittel.

(3) Die zuständigen obersten Bundesbehörden erlassen Richtlinien für die nach diesem Gesetz geför-
derten Programme und vergleichbaren Maßnahmen; diese regeln die näheren Einzelheiten der För-
derung (Förderrichtlinien).

Die am äußeren rechten bzw. äußeren linken politischen Rand einzuordnenden Parteien A
und B sind mit diesem Gesetzesentwurf nicht einverstanden. Sie rügen bei der ersten Lesung
des Gesetzesentwurfs im Bundestag, dass dem Bund die Gesetzgebungskompetenz für das
DFördG fehle. Außerdem verstoße das Gesetz gegen das Demokratieprinzip. Der Staat dürfe
sich nicht als Staat in das politische Geschehen einmischen, sondern habe sich neutral zu
verhalten. Schließlich befürchten A und B eine Ungleichbehandlung im Vergleich zu den
Parteien, die mehr auf die Mitte des politischen Spektrums zielen.

Die Bundesregierung entgegnet, dass sich die Gesetzgebungskompetenz des Bundes aus
Art. 74 I Nr. 7 GG ergebe. Außerdem könne nur der Bund Angriffe gegen die Demokratie
im Gesamtstaat sinnvoll abwehren. Man müsse das DFördG weiterhin als Bestandteil der
wehrhaften Demokratie des Grundgesetzes verstehen. Die Bekämpfung extremistischer poli-
tischer Ansichten sowie die Förderung der Akzeptanz für den demokratischen Rechtsstaat
seien nicht allein Gegenstand gesellschaftlicher Selbstorganisation, sondern gehörten auch zu
den Aufgaben des Bundes. Das sei für die Öffentlichkeitsarbeit der Regierung auch an-
erkannt. Schon bislang werde Demokratieförderung betrieben, für die aktuellen Programme
seien 2024 200 Mio. EUR ausgegeben worden, das geplante Gesetz schaffe lediglich eine
größere Rechts- und Planungssicherheit für alle Beteiligten und wolle die auszugebenden
Beträge nicht erhöhen.

* Der Verfasser ist Professor an der Hamburger Hochschule für Angewandte Wissenschaften, Fakultät Management, Governance,
Medien.
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Aufgabe 1: Erstellen Sie ein Gutachten zu der Frage, ob das im Entwurf vorgelegte DFördG verfassungs-
gemäß ist.

Aufgabe 2: Gesetzt den Fall, das DFördG scheitert – kann die bisherige Demokratieförderung durch
Programme der Bundesregierung weiterlaufen?

& LÖSUNG

AUFGABE 1

A. FORMELLE VERFASSUNGSMÄßIGKEIT

Weil das DFördG (der komplette Gesetzesentwurf mit Begründung findet sich in BT-Drs.
20/5823) noch im Entwurfsstadium ist, kann zum ordnungsgemäßen Ablauf des Gesetz-
gebungsverfahrens und zur Form noch nichts gesagt werden. Deshalb ist hier nur die Gesetz-
gebungskompetenz des Bundes für das DFördG zu überprüfen.

Ausdrücklich ist eine Gesetzgebungskompetenz des Bundes für das DFördG weder in den
Katalogen der Art. 73 und Art. 74 GG noch an anderer Stelle im Grundgesetz enthalten
(Wissenschaftliche Dienste des Bundestages, Zur Gesetzgebungskompetenz des Bundes für
ein Demokratiefördergesetz, WD 3 – 3000 – 019/24, S. 4). Zu untersuchen bleibt, ob sich der
Erlass des DFördG auf Art. 74 I Nr. 7 GG (I.), die Normen zur wehrhaften Demokratie (II.)
oder eine Kompetenz kraft Natur der Sache (III.) stützen ließe.

I. Gesetzgebungsbefugnis des Bundes aus Art. 74 I Nr. 7 GG

Die Bundesregierung sieht Art. 74 I Nr. 7 GG als Kompetenzgrundlage (so auch Möllers,
Demokratie dauerhaft fördern, 2020, S. 13 ff., https://www.progressives-zentrum.org/wp-con
tent/uploads/2022/04/DPZ_Rechtsgutachten_Moellers_Demokratie_dauerhaft_foerdern.pdf,
zuletzt abgerufen am 6.9.2026). Für diese Position spricht ein Urteil des BVerfG aus dem
Jahr 1967, in dem ausgeführt wird, dass Veranstaltungen zur politischen Bildung, die der
Jugend klarmachen, dass eine Demokratie von jedem Einzelnen aktiv mitzugestalten ist,
unter den Kompetenztitel des Art. 74 I Nr. 7 GG fallen (BVerfGE 22, 180 (213) =
BeckRS 1967, 104152). Die Entscheidung erfasst allerdings lediglich die politische Bildung
von Kindern und Jugendlichen. Das DFördG bezieht sich dagegen auf die gesamte
Bevölkerung und hat deutlich weitergehende Ziele als nur die politische Bildung (Wissen-
schaftliche Dienste des Bundestages, Zur Gesetzgebungskompetenz des Bundes für ein
Demokratiefördergesetz, WD 3 – 3000 – 019/24, S. 9; aA Möllers Demokratie, 2020,
S. 15).

Zudem stellt die Entscheidung einen Ausreißer dar und passt nicht zum allgemein akzeptier-
ten Verständnis des Begriffs der öffentlichen Fürsorge. Denn diese meint staatliche Leistun-
gen für einzelne Personen, die sich in einer wirtschaftlichen oder anderweitigen Notlage
befinden oder die zumindest in eine solche Notlage geraten könnten (BVerfGE 22, 180
(212 f.) = BeckRS 1967, 104152; BVerfGE 140, 65 (78 f.) = BeckRS 2015, 48647; Sachs/
Degenhart, GG, 10. Aufl. 2024, GG Art. 74 Rn. 35 f.; Jarass/Pieroth/Kment, GG, 19. Aufl.
2026, GG Art. 74 Rn. 17; Gersdorf NJW 2024, 3275 (3279)). Darum geht es beim DFördG
indes nicht. Das Gesetz will Vereine, Verbände und Initiativen aus der Zivilgesellschaft
unterstützen, nicht Einzelpersonen; diesen kommt die Hilfe höchstens sehr indirekt zugute
(Gersdorf NJW 2024, 3275 (3279)). Es geht auch nicht in erster Linie darum, wirtschaftliche,
soziale oder psychische Not zu lindern, sondern um allgemeine politische Ziele wie Extremis-
musbekämpfung und Stärkung der Demokratie.

Es kommt hinzu, dass Gesetze auf der Basis des Art. 74 I Nr. 7 GG, die – im Vergleich zu
1967 deutlich verschärften – Anforderungen des Art. 72 II GG erfüllen müssen. Von den
Fällen, die Art. 72 II GG nennt, kommt allenfalls die Herstellung gleichwertiger Lebens-
verhältnisse im Bundesgebiet infrage. Dann müssten sich die Lebensverhältnisse in den
Ländern in erheblicher, das bundesstaatliche Sozialgefüge beeinträchtigender Weise aus-
einanderentwickelt haben oder es müsste eine solche Entwicklung drohen (BVerfGE 106, 62
(143) = BeckRS 2002, 23985; BVerfGE 112, 226 (244) = BeckRS 2005, 21869; BVerfGE 140,
65 (80) = BeckRS 2015, 48647; Jarass/Pieroth/Kment, 19. Aufl. 2026, GG Art. 72 Rn. 20;
Sachs/Degenhart, 10. Aufl. 2024, GG Art. 72 Rn. 15; Wissenschaftliche Dienste des Bundes-
tages, WD 3 – 3000 – 019/24, S. 9). Eine solche Disparität unter den Ländern besteht in
Hinsicht auf die Demokratiekritik nicht, diese tritt bundesweit auf. Zwar trifft es zu, dass
der Bund über mehr Finanzmittel verfügt als viele Bundesländer und seine Hilfe bei der
Demokratieförderung sicher willkommen wäre (Möllers Demokratie, 2020, S. 23). Diese
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